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Antrag 

der Bundesregierung 


betr. Veräußerung einer 22 ha großen Teilf lache des bundeseigenen Geländes 
in Wiesbaden-Freudenberg an die Landeshauptstadt Wiesbaden 
- § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung - 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 19. Dezember 
1973 - .VT C 3 - W 2903.1 - 145/73 - II C 6 - F 0740 - 127/73: 

Ich beabsichtige, eine für den Bund entbehrliche 22 ha große 
unbebaute Teilfläche des bundeseigenen Geländes in Wies- 
baden-Freudenberg für 6,93 Mio DM an die Landeshauptstadt 
Wiesbaden zu veräußern. 

Das bundeseigene Gelände auf dem Freudenberg ist der Teil 
eines früheren Übungsplatzes, der nach Verkauf von Rand- 
flächen für den Wohnungsbau und Sportzwecke beim Bund ver- 
blieben ist. Dieses Gelände wurde bereits Anfang der 30er Jahre 
zur Anlage einer Obstplantage verpachtet; der Pachtvertrag 
läuft 1975 aus. Im Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt 
Wiesbaden ist es als „Flächen für Acker- und Obstbau" aus- 
gewiesen. 

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wies- 
baden hat beschlossen, auf der 22 ha großen Fläche ein Schwer- 
punkt-Klinikum mit 1100 Betten zu errichten. Sie hält das 
Grundstück wegen seiner Lage hierfür besonders geeignet. Nur 
für diesen Zweck wird die Landeshauptstadt Wiesbaden ihre 
Bauleitplanung ändern. Der für Zwecke des Bundes bestehende 
Grundstücksbedarf wird im Einvernehmen mit der Stadt durch 
andere Grundstücke befriedigt. 

Der Verkehrs wert beträgt 45 DM/qm, insgesamt 9,9 Mio DM. 
Er ist angemessen. Dem Antrag der Landeshauptstadt Wies- 
baden, diesen Wert nach § 1 Nr. 9 i. V. m. § 3 Abs. 1 des 
Gesetzes über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken um 30 v. H. zu 
senken, kann entsprochen werden. Der Kaufpreis beträgt dann 
insgesamt 6,93 Mio DM. Er ist bei Auflassung des Kaufgegen- 
standes fällig; die Kosten für den Verkauf und seine Durch- 
führung trägt die Käuferin. 

Ich bitte, gemäß § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung die 
Einwilligung des Deutschen Bundestages zum Verkauf des 
Geländes für 6,93 Mio DM herbeizuführen. 
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Antrag 

auf Einwilligung des Deutsdien Bundestages und des Bundesrates zur Veräußerung von Grundstücken 

(§ 64 Abs. 2 Bundeshaushaltsordnung) 


Bezeichnung, Größe und 
Beschreibung des Grund- 
stücks 

Vermögens- 

gruppe, 

Konto-Nr. 

Dienststelle 

Ermittelter 
Verkehrs - 
wert 

DM 

Verkaufs- 

preis 

DM 

Erwerber 

Verwendun 

sti 

jetzige 

g des Grund- 
icks 

künftige 

Begründung 
der Veräußerung 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Wiesbaden-Freudenberg 
unbebautes, landwirt- 
schaftlich genutztes 
Gelände westlich der Stadt 
(ehern. Übungsplatz), 
zwischen Schiersteiner 
Straße und Freudenberg- 
straße 

Gesamtgröße: 31,5 ha 
zum Verkauf vorgesehen: 
22 ha 

(Teilfläche aus verschiede- 
nen Flurstücken in den 
Fluren 49, 50 und 51 der 
Gemarkung Wiesbaden- 
Dotzheim und Flur 3 der 
Gemarkung Schierstein) 

4000/41 

Bundesver- 

mögensamt 

Frankfurt/M. 

45 DM/qm 
insgesamt 
9,9 Mio DM 

j 

Nach An- 
wendung des 
Grundstücks- 

ver- 

billigungs- 
gesetzes: 
31,50 DM/qm 
insgesamt j 
6,93 MioDMj 

1 

Landes- 

hauptstadt 

Wiesbaden 

Obst- 

plantage 

1 

j 

Errichtung 
einer 
Schwer- 
punkt- 
Klinik mit 
1100 Betten 

Das im Flächennutzungs- 
plan als „Flächen für 
Acker- und Obstbau 11 
ausgewiesene Gelände 
ist für den Bund entbehr- 
lich.Eine Änderung der 
Bauleitplanung, die es 
dem Bund erlaubt hätte, 
das in landschaftlich her- 
vorragender Lage be- 
legene Grundstück für 
seine Zwecke zu nutzen, 
hat die Landeshauptstadt 
abgelehnt. Sie hat aber 
die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß der 
Bundesbedarf ander- 
weitig gedeckt werden 
kann. 



